
  12.11.1997 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 1 

Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

12.11.1997 

Geschäftszahl 

97/16/0204 

Rechtssatz 

Reagiert die Partei auf Vorhalte nicht, so darf dies nicht zur Annahme führen, die Bedenken der Behörde seien 
materiell gerechtfertigt, sohin gemachte Parteienangaben unzutreffend und diesen entgegenstehende 
Auffassungen der Behörde unbedingt richtig. Versagt die Partei ihre Mitwirkung, so sind die tatsächlichen 
Verhältnisse eben ohne Mitwirkung des Abgabepflichtigen zu erforschen (§ 115 Abs 3 BAO) und die Ergebnisse 
in freier Beweiswürdigung zu beurteilen, wenngleich bei Zweifeln die den Parteiangaben entgegenstehenden 
Bedenken und Auffassungen der Behörde umso gewichtiger sein werden, je weniger die Partei im 
Ermittlungsverfahren sachdienlich mitwirkt und damit ihre Aufklärungspflicht (Offenlegungspflicht und 
Wahrheitspflicht) verletzt. 


